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Am 13.4.2021 brachte das Bundeskabinett das sog. Paket für Bürokratieerleichterungen aufbauend auf der Arbeit der Koalitions-

arbeitsgruppe Bürokratieabbau auf den Weg. Als Ziel wird definiert: „Wirtschaft, Unternehmen, staatliche Stellen und Bürgerin-

nen und Bürger noch weiter von Bürokratie zu entlasten.“ Von den 22 Punkten betreffen sechs Punkte das Steuerrecht. So soll

die Planungs- und Rechtssicherheit im Steuerrecht durch die Erteilung der verbindlichen Auskunft innerhalb von drei Monaten

erteilt werden. Es ist geplant, Betriebsprüfungen zeitnah und kooperativ durchzuführen, damit sie zeitnah, zügiger und mit

kleinstmöglichem Aufwand für alle Beteiligten erfolgen. Die Berechnungsmethoden für Kleinunternehmer-Umsatzschwellen

nach der AO und nach dem UStG werden angeglichen. Der elektronische Austausch der Finanzverwaltung, insbesondere mit

Unternehmen, an deren Einkünftenmehrere Personen beteiligt sind, soll vorangetriebenwerden. Die Feststellung soll maschinell

erfolgen und anschließend den für die Besteuerung der einzelnen Personen zuständigen Finanzämternmittels sog. ESt4B-Mittei-

lungen in Papierformmitgeteilt werden. Die Abfrage der USt-IDNr. soll über eine Abfragemöglichkeit in den Ländern vereinfacht

werden. Für die Feststellung der umsatzsteuerlichen Organschaft ist ein Antragsverfahren beabsichtigt. Es darf gespannt abge-

wartet werden, welcheMaßnahmen denWeg in das Bundesgesetzblatt finden.

Entscheidungen
EuGH: Finanzielle Eingliederung einer Per-

sonengesellschaft

Art. 11 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates

vom 28. November 2006 über das gemeinsa-

me Mehrwertsteuersystem ist im Licht der

Grundsätze der Rechtssicherheit, der Verhält-

nismäßigkeit und der steuerlichen Neutralität

dahin auszulegen, dass er einer nationalen

Regelung entgegensteht, die die Möglichkeit

für eine Personengesellschaft, zusammen mit

dem Unternehmen des Organträgers eine als

ein Mehrwertsteuerpflichtiger zu behandelnde

Personengruppe zu bilden, davon abhängig

macht, dass Gesellschafter der Personengesell-

schaft neben dem Organträger nur Personen

sind, die in dieses Unternehmen finanziell ein-

gegliedert sind.

EuGH, Urteil vom 15.4.2021 – C-868/19
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-981-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Versagung des Vorsteuerabzugs we-

gen Umsatzsteuerhinterziehung in einer

vorhergehenden Umsatzstufe ohne Beteili-

gung des Steuerpflichtigen

Die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.

November 2006 über das gemeinsame Mehr-

wertsteuersystem ist dahin auszulegen, dass sie

einer nationalen Praxis nicht entgegensteht,

nach der einem Steuerpflichtigen, der Waren er-

worben hat, die Gegenstand einer auf einer vor-

hergehenden Umsatzstufe der Lieferkette be-

gangenen Umsatzsteuerhinterziehung waren,

und der davon wusste oder hätte wissen müs-

sen, das Recht auf Vorsteuerabzug versagt wird,

obwohl er an dieser Steuerhinterziehung nicht

aktiv beteiligt war.

EuGH, Beschluss vom 14.4.2021 – C-108/20
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-981-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Abzug des beim Tod des Steuerpflich-

tigen noch nicht berücksichtigten Teils der

Erhaltungsaufwendungen i. S. von § 82b

EStDV

Hat der Steuerpflichtige größere Erhaltungs-

aufwendungen nach § 82b EStDV auf mehrere

Jahre verteilt und verstirbt er innerhalb des

Verteilungszeitraums, ist der noch nicht be-

rücksichtigte Teil der Erhaltungsaufwendungen

im Veranlagungsjahr des Versterbens als Wer-

bungskosten im Rahmen seiner Einkünfte aus

Vermietung und Verpachtung abzusetzen (ent-

gegen R 21.1 Abs. 6 Sätze 2 und 3 EStR

2012).

BFH, Urteil vom 10.11.2020 – IX R 31/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-981-3

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
FDP: Änderung der Besteuerung von Ge-

winnen

Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung

auf, für eine Stärkung von mittelständischen Un-

ternehmen die Thesaurierungsbegünstigung zu

modernisieren. In einem Antrag (19/28766) ver-

langen die Abgeordneten eine Reihe von Maß-

nahmen. So sei der Steuersatz für die thesaurier-

ten Gewinne des Paragrafen 34a Absatz 1 Satz 1

des Einkommensteuergesetzes (EStG) so anzu-

passen, dass eine Gleichbehandlung mit Körper-

schaften gegeben ist. Ertragsteuern seien in die

Begünstigungsfähigkeit einzubeziehen, statt sie

als Entnahme zu behandeln. Der feste Satz der

Nachversteuerung des Paragrafen 34a Absatz 4

Satz 2 EStG soll durch die Möglichkeit der Regel-

besteuerung im Teileinkünfteverfahren auf An-

trag eingeführt werden.
(Quelle: hib 527/2021 vom 21.4.2021)

BT: Grünes Licht für Maßnahmen gegen

Steuerbetrug

Der Finanzausschuss hat am 21.4.2021 Maßnah-

men beschlossen, die Steuerbetrug insbeson-

dere bei der Kapitalertragsteuer verhindern sol-

len. In der Sitzung unter der Vorsitzenden Katja

Hessel (FDP) stimmten die Koalitionsfraktionen

CDU/CSU und SPD für den Gesetzentwurf der

Bundesregierung zur „Modernisierung der Ent-

lastung von Abzugsteuern und der Bescheini-

gung der Kapitalertragsteuer“, Abzugsteuerent-

lastungsmodernisierungsgesetz (19/27632) in

veränderter Form. Die Fraktionen von AfD, FDP,

Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen enthielten

sich. Zu dem Gesetz lagen 26 Änderungsanträge

der Koalitionsfraktionen vor, die alle, größten-

teils mit Zustimmung der Opposition, angenom-

men wurden. Anträge der Fraktionen von FDP

(19/27632), Die Linke (19/16836) und Bündnis

90/Die Grünen (19/5762) wurden abgelehnt.

Ziel des Gesetzes ist es, Betrug insbesondere um

die Kapitalertragsteuer wie bei den Cum/Ex-

und Cum/Cum-Skandalen zu verhindern. Dazu

fasst der Gesetzentwurf die Vorschriften zur Ent-

lastung ausländischer Steuerpflichtiger von Ab-

zugsteuern, also zur Rückerstattung zuvor abge-

zogener Steuern, neu. Der Prozess – Bescheini-

gung der abgeführten Steuer, Beantragung der

Entlastung sowie Entscheidung der Behörde –

soll digitalisiert werden. Faktoren, die zu einer

unberechtigten Entlastung führen können, sol-

len ausgeschlossen werden. Verfahrensarten,

mit denen eine Entlastung bewirkt werden

kann, sollen reduziert werden. Zur Betrugsbe-

kämpfung speziell bei der Erstattung von der

Kapitalertragsteuer erhält das Bundeszentralamt

für Steuern künftig zusätzliche Informationen

von den Finanzinstituten. Die Regelung, die

missbräuchliche Steuergestaltungen durch zwi-

schengeschaltete ausländische Gesellschaften

verhindern soll, wird an die Vorgaben der euro-

päischen Rechtsprechung angepasst.

Die CDU/CSU-Fraktion erklärte in der Ausspra-

che, das Gesetz sei ein Schritt zu Vereinfachung

und Digitalisierung und schränke Missbrauch

ein. Damit sei Cum/Ex- und Cum/Cum-Betrug

künftig nicht mehr möglich. Die 26 Änderungs-
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